
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Tobias Matthias Peterka, Thomas Seitz, Stephan Brandner, 
Petr Bystron, Roman Johannes Reusch, Wolfgang Wiehle und der Fraktion 
der AfD

Lobbyismus in Deutschland

Lobbyismus, Geschäftstätigkeit und ein Abgeordnetenmandat – eine verhäng-
nisvolle Kombination, welche den CDU-Abgeordneten Philipp Amthor 2020 
zwang, seine Kandidatur als CDU-Landesschef in Mecklenburg-Vorpommern 
aufzugeben, weil publik wurde, dass er für das US-Unternehmen Augustus 
Intelligence Lobbyarbeit betrieben hat (vgl. https://www.lobbycontrol.de/2020/
06/amthor-ein-segensreicher-skandal/, zuletzt abgerufen am 9. März 2021).
Zeitgleich wurde bekannt, dass der Bundesminister für Gesundheit Jens Spahn 
an einem Abendessen einer Lobbyagentur teilnahm – die anwesenden Unter-
nehmenschefs wurden gebeten, genau 9 999 Euro an die CDU in Jens Spahns 
Wahlkreis zu spenden, Parteispenden sind erst ab 10 000 Euro veröffent-
lichungspflichtig (vgl. https://jacobin.de/artikel/lobbyismus-spahn-nuesslein-a
mthor-scheuer-spendendinner-lobbyregister-marco-buelow-korruption-schutzm
asken-deal/, zuletzt abgerufen am 11. März 2021).
Im März 2021 wird bekannt, dass das Unternehmen des CDU-Abgeordneten 
Nikolas Löbel Provisionen von mindestens 250 000 Euro für die Vermittlung 
von Kaufverträgen über Corona-Masken kassierte. Nach medialer Kritik trat er 
aus der CDU aus und legte sein Bundestagsmandat nieder.
Der CSU-Abgeordnete Dr. Georg Nüßlein (stellvertretender Vorsitzender der 
Fraktion der CDU/CSU im Deutschen Bundestag) soll über sein Unternehmen 
einen hessischen Maskenhersteller an mehrere Bundesministerien vermittelt ha-
ben und dafür mehr als 600 000 Euro in Rechnung gestellt haben. Ohne Um-
satzsteuervoranmeldung besteht der Anfangsverdacht wegen Steuerhinterzie-
hung – die Immunität des CSU-Abgeordneten wurde aufgehoben, auch er trat 
daraufhin aus der CDU aus (vgl. https://www.tagesspiegel.de/politik/die-union-
im-superwahljahr-unter-druck-vermasselt-die-masken-affaere-laschet-das-kanzl
eramt/26986006.html, zuletzt abgerufen am 21. Januar 2021). Inzwischen 
wurde bekannt, dass eine Gesamtsumme von 5 Mio. bis 6 Mio. Euro an die be-
teiligten Vermittler des Maskenskandals gegangen sind, wie viel tatsächlich be-
reits geflossen ist, ist noch unklar (https://www.tagesschau.de/investigativ/ndr-
wdr/maskengeschaefte-provisionen-101.html, zuletzt abgerufen am 24. März 
2021).
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn will die Namen aller Abgeordneten 
öffentlich machen, die im Zusammenhang mit dem Maskenskandal stehen (vgl. 
https://www.tagesspiegel.de/politik/reaktionen-auf-die-masken-affaere-spahn-
will-namen-aller-beteiligten-oeffentlich-machen/26985934.html, zuletzt abge-
rufen am 11. März 2021).
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Geplant ist die Einführung eines gesetzlichen Lobbyregisters, in welches sich 
künftig alle Personen eintragen sollen, die politischen Einfluss nehmen (vgl. 
https://www.deutschlandfunk.de/einigung-auf-lobbyregister-diese-transparenzr
egeln-sollen.2897.de.html?dram:article_id=479325, zuletzt abgerufen am 
11. März 2021). Ein Gesetz, welches dazu verpflichtet, einen exekutiven oder 
legislativen Fußabdruck einzuführen, wird es nicht geben (ebd.). Das müsse die 
Bundesregierung im Rahmen ihrer gemeinsamen Geschäftsordnung regeln, der 
Gesetzentwurf zum Lobbyregister soll zeitnah im Deutschen Bundestag ver-
abschiedet werden. Die Einführung wäre dann Anfang 2022 möglich, stehe 
aber nicht fest (ebd.).
„Wir werden uns als Fraktion einen Verhaltenskodex geben, der über das, was 
rein rechtlich von Mitgliedern des Deutschen Bundestages erwartet wird, deut-
lich hinausgeht. Wir haben da Fehler gemacht, nicht genug hingeschaut, das 
muss besser werden“, so der Vorsitzende der CDU/CSU, Ralph Brinkhaus (vgl. 
https://www.t-online.de/nachrichten/deutschland/id_89616264/maskenaffaere-r
ufe-nach-konsequenzen-mehren-sich-armin-laschet-warnt.html, zuletzt abge-
rufen am 9. März 2021). Der Bundesvorsitzende der CDU, Armin Laschet, rea-
gierte wie folgt in den „ARD Tagesthemen“: „Solle noch irgendjemand in der 
CDU ähnliche Geschäfte gemacht haben wie Löbel, habe diese Person jetzt 
Zeit, ihm das persönlich zu sagen, bevor es auffalle. Es sei jetzt die Zeit, reinen 
Tisch zu machen, wenn nicht, machen wir das“ (ebd.).
Nun kündigt die Fraktion der CDU/CSU strenge Verhaltensregeln und umfas-
sende Aufklärung an, so sollen sämtliche Abgeordneten zu einer Selbstauskunft 
aufgefordert werden, um darzulegen, inwieweit sie Kontakte zwischen Unter-
nehmen und politischen Institutionen hergestellt hätten (vgl. https://www.deuts
chlandfunk.de/masken-affaere-union-will-selbstauskunft-der-abgeordneten.193
9.de.html?drn:news_id=1235857, zuletzt abgerufen am 9. März 2021)
Dass es in Deutschland an Transparenz und Maßnahmen zur Korruptions-
bekämpfung mangelt, bilanzierte bereits das Antikorruptionsgremium GRECO 
(vgl. https://www.coe.int/de/web/portal/-/germany-greco-calls-for-more-govern
ment-transparency-lobbying-rules-and-improved-conflict-of-interest-regulat
ions sowie https://www.dw.com/de/europarat-fordert-mehr-lobbying-transpare
nz/a-55949902, zuletzt abgerufen am 28. Januar 2021). Das wird auch in der 
aktuellen Corona-Pandemie deutlich: Corona-Hilfen gehen vor allem an große 
und besonders einflussreiche Konzerne – hier zahlt sich der Lobbyismus aus 
(vgl. https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/corona-staatshilfen-kriti
k-an-staatshilfen-wie-einflussreiche-lobbyisten-strippen-ziehen/25864978.html 
und https://fragdenstaat.de/blog/2020/10/06/coronahilfen-tracker-steueroasen/, 
zuletzt abgerufen am 19. Januar 2021).
Seit langem schon fordert der Europarat strengere Regeln gegen politische Ein-
flussnahme durch Unternehmen, wenig wurde bisher unternommen, wie auch 
der aktuellste Bericht erneut bemängelt (vgl. https://rm.coe.int/funfte-evaluieru
ngs runde-korruptionspravention-und-integritatsforderun/1680a0b8d9, zuletzt 
abgerufen am 19. Januar 2021). Regelmäßig bewertet die GRECO Mitglied-
staaten bezogen auf die Transparenz der Gesetzgebung, Korruptionsprävention 
und Parteien- und Wahlkampffinanzierung. Zuvor hatten sie gerügt, dass 
Deutschland die Empfehlungen zum Umgang des Parlaments mit Interessen-
vertretern nicht ausreichend berücksichtig hat. Insgesamt acht Maßnahmen zur 
Korruptionsprävention wurden für Deutschland herausgearbeitet, im nächsten 
Jahr soll überprüft werden inwieweit sich die Bundesregierung an die Empfeh-
lung gehalten hat (vgl. https://abgeordnetenwatch.de/blog/korruption/europarat-
kritisiert-deutschlands-umgang-mit-lobbyismus, zuletzt abgerufen am 19. Janu-
ar 2021).
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In ihrem aktuellen Bericht (vgl. https://rm.coe.int/funfte-evaluierungsrunde-kor 
ruptionspravention-und-integritatsforderun/1680a0b8d9, zuletzt abgerufen am 
19. Januar 2021), fordert das Evaluierungsteam der GRECO (GET) deutlich 
mehr Einsatz von Deutschland, um Korruption in den obersten Regierungs-
kreisen zu bekämpfen. Es mangelte an Transparenz darüber, wie viel Einfluss 
Lobbyisten auf die Agenda der Bundesregierung haben. In diesem Zusammen-
hang sollte offengelegt werden, mit wem Spitzenpolitiker über welche Themen 
gesprochen haben (vgl. https://zeit.de/news/2020-12/15/europarat-deutschland-
soll-haerter-gegenkorruption-vorgehen, zuletzt abgerufen am 20. Januar 2021).
Auch die Karenzzeit ist zentraler Kritikpunkt – der häufig der Politikerkarriere 
nachfolgenden Arbeit als Lobbyist soll durch die Karenzzeit entgegengewirkt 
werden. Hier fordert die GET Sanktionen, sollte sich nicht an die Karenzzeit-
regelung gehalten werden, sowie eine Verlängerung dieser (vgl. https://abgeord
netenwatch.de/blog/korruption/europarat-kritisiert-deutschlands-umgang-mit-lo
bbyismus, zuletzt abgerufen am 21. Januar 2021). Außerdem sollte eine neue 
Zusammensetzung des Ethikrates sowie die Einführung von Sanktionen bei 
Missachtung der Karenzzeit erwogen werden, denn das Gremium, welches Fäl-
le prüft und Empfehlungen ausspricht, sollte nicht vornehmlich aus ehemaligen 
Politikern bestehen (vgl. https://lobbycontrol.de/2020/12/europarat-bundesregie
rung-und-ministerien-muessen-transparenter-werden/, zuletzt abgerufen am 
21. Januar 2021).
Die GRECO kritisiert weiterhin, dass Reformempfehlungen zur Transparenz 
durch den Deutschen Bundestag blockiert seien. Es wäre bedenklich, dass 
zweieinhalb Jahre nach Verabschiedung des Evaluierungsberichts noch keine 
konkreten Schritte zur Umsetzung dieser wichtigen Empfehlung unternommen 
wurden (vgl. https://lobbycontrol.de/2017/07/kritik-des-europarats-deutschlan
d-muss-lobbyismus-besser-regeln/, zuletzt abgerufen am 20. Januar 2021).
Bürger hätten das Recht zu wissen, welche Akteure die politischen Entschei-
dungen beeinflussen, daher müssten detaillierte Regelungen getroffen werden, 
über die Art und Weise, in der hochrangige Entscheidungsträger der Exekutive 
Kontakte mit Lobbyisten und sonstigen Dritten, die die gesetzgeberischen und 
sonstigen Tätigkeiten der Regierung zu beeinflussen suchen, unterhalten. Hier 
empfehle sich die Offenlegung ausreichender Angaben über die verfolgten 
Zwecke und Gesprächsinhalte sowie die Identität der am Gespräch teilnehmen-
den Personen (vgl. Empfehlung V https://coe.int/en/web/greco/evaluations/ger
many, sowie https://lobbycontrol.de/2020/12/europarat-bundesregierung-und-m
inisterien-muessen-transparenter-werden/, zuletzt abgerufen am 21. Januar 
2021).
Die GRECO kritisiert weiterhin das Regelwerk für den Zugang zu Regierungs-
informationen über das Informationsfreiheitsgesetz (IFG), denn die Gebühren, 
die für eine Informationsauskunft berechnet werden, können sich auf bis zu 
500 Euro belaufen. Das im Jahr 2017 in Kraft getretene Open-Data-Gesetz wird 
zwar positiv bewertet, dennoch wird klargestellt dass das System zur Offen-
legung von Informationen der Behörden des Bundes in Deutschland verbesse-
rungswürdig ist (ebd., Empfehlung III).
Weiterhin empfiehlt die GRECO eine systematische Unterrichtung zu Fragen 
der Integrität – zunächst bei Amtsantritt und danach in regelmäßigen Abstän-
den (ebd., Empfehlung II).

Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Sieht die Bundesregierung die von Bundesgesundheitsminister Jens Spahn 

angekündigte Namensveröffentlichung der involvierten Abgeordneten als 
geeignetes Mittel an, solchen Vorfällen zukünftig entgegenzuwirken?
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 2. Hat die Bundesregierung bislang konkret versucht, solche Vorfälle zu ver-
hindern, wenn ja, mit welchen Maßnahmen, wenn nein, wieso nicht?

 3. Plant die Bundesregierung rechtliche oder anderweitige Konsequenzen 
gegenüber den ehemaligen Abgeordneten Nikolas Löbel und Dr. Georg 
Nüßlein?

 4. Ist der Bundesregierung bekannt, ob Regierungsvertreter dem Aufruf des 
Bundesvorsitzenden der CDU Armin Laschet bisher gefolgt sind (vgl. Vor-
bemerkung der Fragesteller)?

 5. Sieht die Bundesregierung eine politische Einflussnahme von Unterneh-
men auf die eigene Agenda (vgl. https://www.dw.com/de/europarat-forder
t-mehr-lobbying-transparenz/a-55949902, zuletzt abgerufen am 11. März 
2021), und wenn ja, wie bewertet sie diese Lage, und welche Abwehr-
mechanismen hat die Bundesregierung ggf. dagegen eingerichtet?

 6. Plant die Bundesregierung, die Empfehlungen der GRECO (vgl. Vorbe-
merkung der Fragesteller) noch in dieser Legislaturperiode umzusetzen, 
wenn ja, um welche Maßnahmen handelt es sich dabei genau?
Wenn nein, wurde eine Positionierung zu den Empfehlungen durch die 
Bundesregierung ausgearbeitet (bitte begründen)?

 7. Welche der acht Maßnahmen zur Korruptionsprävention (vgl. Vorbemer-
kung der Fragesteller) wurden durch die Bundesregierung bereits konkret 
umgesetzt, und welche Maßnahmen sind für die Zukunft geplant?

 8. Welche Reformempfehlungen zur Transparenz wurden in dieser Legis-
laturperiode bereits umgesetzt?

 9. Wie positioniert sich die Bundesregierung zur Forderung der GRECO,
die Karenzzeit für Bundesminister und Parlamentarische Staatssekretäre zu 
verlängern (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller)?

10. Plant die Bundesregierung, nach Empfehlung der GRECO auch die Zu-
sammensetzung des Ethikrates neu zu evaluieren (bitte begründen)?

11. Wie bewertet die Bundesregierung die gegenwärtigen Regelungen zur 
Karenzzeit, werden sie als ausreichend erachtet?

12. Erwägt die Bundesregierung die Einführung von Sanktionen bei Miss-
achtung der Karenzzeit?
Wenn nein, inwieweit sieht die Bundesregierung eine solche Regelung 
dann als durchsetzbar an?

13. Erwägt die Bundesregierung Transparenzpläne, welche eine umfassende 
Evaluierung zulassen, mit welchen Personen bzw. Institutionen Parlamen-
tarier zu welchen Themen gesprochen haben (vgl. Vorbemerkung der 
Fragesteller)?

14. Plant die Bundesregierung einen verbindlichen Verhaltenskodex zu in-
stallieren, welcher den Umgang mit Lobbyisten, Nebentätigkeiten und 
Geschenken verbindlich regelt?
Wenn ja, welche Institutionen sind bzw. werden mit der Erstellung eines 
solchen Leitfadens beauftragt, und wie soll dieser durchgesetzt werden?

15. Plant die Bundesregierung, die Gebührenregelung für eine Informations-
auskunft zugunsten der Bürger zu verringern bzw. ganz abzuschaffen?

Berlin, den 24. März 2021

Dr. Alice Weidel, Dr. Alexander Gauland und Fraktion
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